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;„ '. Beklagte und Revisionsbeklagten

‚Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd-

liche Verhandlung am 250 November 1966 durch

Senatspräsident Prof„ Dr„ B o g s \

— Vorsitzender —‚

Bundesrichter Drn L a n g k e i t und

Bundesrichter Dr° K r e b s ‚
r d t undBundessozialrichter E h r h a

Eundessozialrichter Dr° L e d e r e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden die Urteile des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 7„ Januar 1964

und des Sozialgerichts Hannover vom 170 Mai 1965 auf—

gehobene

—Die Beklagte wird verurteilt, dem Kläger Ersatz für

die stationäre Behandlung des Regierungsobersekretärs

Bias für die Zeit vom 27„ Februar bis zum 13 Juli 1961

und für die Zeit vom 213 August 1961 bis zum 500 Mai
. 1962 zu leisteno

Kosten des Verfahrens sind nicht zu erstatten„
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Das Niedersächsische Landessozialamt als Vertreter
}

des Landes Niedersachsen (Klägers), begehrt von der

beklagten Ersatzkasse Ersatz seiner Aufwendungen für

die stationären Behandlungen des Regierungsobersekre—

tärs Georg Bi;1i(Bo) wegen Tuberkulose (Tbco) in der

Zeit vom 270 Februar bis zum 10 Juli 1961 und vom

210 August 1961 bis zum 30„ Mai 1962o B0 ist seit

10 Februar 1947 Mitglied'der Beklagten‚ und zwar seit

1° Juli 1960 als Nichtversicherungspflichtiger in der

Versicherungsklasse B 50 b° Die Beklagte hat den vom

Kläger geforderten Ersatz seiner Aufwendungen für Be

am 80 Mai 1961 unter Hinweis auf 5 14 Abs„ 5 Buchstc b

ihrer Versicherungsbedingungen abgelehnt, wonach Nicht—

versicherungspflichtige für sich und ihre anspruchsbe—

rechtigten Familienangehörigen keine Leistungsan—

sprüche für Krankenhauspflege und Heilstättenbehand—

lung haben, deren Kosten nach dem Gesetz über die '

Tuberkulosenhilfe (THG) vom 250 Juli 1959 (BGBl I 515)

von anderer Seite zu tragen sindo ‘
"?

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen, das

Landessozialgericht (LSG) die Berufung des Klägers
zurückgewiesen„ Zur Begründung hat es ausgeführt‚ nach
5 27 Abs„ 1 THG i„V.m° % 1551 der Reichsversicherungs—

ordnung (EVO) seien dem Kläger die aufgewandten Kosten
für die stationäre Hri1behandlung nur dann zu ersetzen,

wenn B„ deswegen einen Anspruch gegen die Beklagte ge—
habt hätteo Ein derartiger Anspruch sei jedoch nicht
gegebenr Nach % ll Abs„ 5 Buchst„ b der Versicherungs—43

bedingungen der Beklagten hätten Nichtversicherungs—

(pflichtige für sich und ihre anspruchsberechtigten
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Familienangehörigen keine Leistungsansprüche auf Kranken—

hauspflege und Heiletättenbehandlung, deren Kosten nach

dem THG von anderer Seite zu tragen seien° Wenn nach 5 50

THG die Verpflichtung Dritter zur Gewährung von Leistungen

zur Deckung des Lebensbedarfs durch Ansprüche und Lei—

stungen auf Grund des Gesetzes nicht berührt würden und

entgegonstchende Vereinbarungen unwirksam seien, so dürfe

dennoch die Beklagte im Rahmen ihrer autonomen Rechts—

sctzungsbcfugnis die Ansprüche der Versicherten entspre—

chend oinschrhnken„ Denn nach S 4 Abs„ 2 der 12„ Aufbau—

Vorordnung vom 2U° Dezember 1955 iod„F„ der 15„ Verordnung

vom l„ April l937 (BGBl I 459) würden für die nichtver—

sicherungspflichtigen Mitglieder ausschließlich die Be—

stimmungen der Satzung gelten„

Der Kläger hat gegen das Urteil die vom LSG zugelassene

Revision eingelegto Er trägt vor: Die streitige Satzungs—

bestimmung der Beklagten verstoße gegen 5 50 THGO Das Rang—

verhältnis zwischen der Tbc„—Hilfe und der sozialen Kranken—

versicherung sei hierin verbindlich festgesetzt, so daß es

durch eine Satzungsbestimmung nicht abgeändert werden könne„

Diese Rangfolge ergäbe sich auch aus Satz 2 dieser Vor—

schrift‚ wonach die Verpflichtung Dritter zur Gewährung von

Leistungen für den Fall der Erkrankung an Tbc„ auch nicht

vertraglich ausgeschlossen werden dürfea Dies gelte auch

dann, wenn die Satzung eines Krankenversicherungsträgers

eine solche ”Vereinbarung" enthalteo Die Satzung einer

Ersatzkasse könne den Anspruch eines Versicherungsberech—

tigten auf Krankenpflege nach 5 182 BVG und auf Familien—
krankenpflege nach 5 205 EVO nicht ausschließen„ Die hr—

satzkasse könne auch den Ausschluß der Krankenhauspflege

nicht vornehmen, wenn diese medizinisch notwendig sei„
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Eine den Anforderungen der Tch entsprechende Behand-

lung könne aber nur durch stationäre Behandlung in ei—

ner Krankenanstalt vorgenommen werden‚ in der die hau—'

tigen Behandlungsmethoden gewährleistet seieno Aus @4 ;Ü

der 12 Auf bau—Verordnung könne nicht entnommen werden‚

daß derartige gesetzlich begründete Ansprüche ausge—

schlossen werden dürften, zumal das THG eine spätere

gesetzliche Regelung enthalte‚ die den Vorrang vor der

früheren‚ ihr entgegenstehenden habe° Die Ausschluß—

klausel sei auch deshalb fragwürdig, weil die Beklagte

danach verpflichtet wäre, die Kosten zu übernehmen,

wenn auch bei nur geringfügiger Überschreitung der

Einkommensf reigrenze des THG der Sozialhilfetrl'iger nicht;

einzutreten habea Danach kämen also nur finanziell gün—

stiger gestellte Kassenmitglieder in den Genuß des

Krankenversicherungsschutzes, ohne daß sie wegen dieses

Umstandes differenzierte Beiträge zu leisten hätten°

Der Kläger beantragt,

die Urteile des SG Hannover vom 170Mai 1965

und des LSG Niedersachsen vom 70 Januar 1964

aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen‚

dem Kläger Ersatz zu leisten für die stationäre

Behandlung des Regierungsobersekretärs Georg]

Bo im Krankenhaus des Landkreises Norden für
_

die Zeit vom 270 Februar bis zum 10 Juli 1961

und in der Heilstätte Viktoria—Luise—Stiftung

in Bad Rehburg in der Zeit vom 21 August 1961

bis zum 50. Mai 1962

V
Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°
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Beide Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden°

II

Die Revision ist begründet()

Kaßgebend ist das THG vom 250 Juli 1959 (BGBl I 515), da

nur Ansprüche für die Zeit bis zum 50„ Mai 1962 erhoben

werden und das das THG aufhebende Bundessozialhilfegesetz

(BSHG) erst am 1„ Juni 1962 in Kraft getreten ist (vglo
@ 153 ESHG)O

Nach % 27Abso 1 THGhat der Landesfürsorgeverband‚ der
Leistungen der Tbc„—Hilfe nach den 55 1 Absc 2, 8 Abs„ 5

Satz 4 oder Abs„ 6 anstelle einer anderen zur Gewährung

der Hilfe verpflichteten Stelle gewährt, die für zuständig

orachtete Stelle unverzüglich über die von ihm eingeleite—

ten Maßnahmen zu unterrichten; die zuständige Stelle hat

die dem Landesfürsorgeverband entstandenen Kosten zu er—

statten, wobei für die Erstattungsansprüche gegen die Trä-

ger der gesetzlichen Krankenversicherung die 55 1551 bis

1543 EVO entsprechende Anwendung finden„ Die Vorschrift

des 5 19 THG, wonach der Landesfürsorgeverband durch schrift—

liche Anzeige den Übergang des dem Unterstützten zustehenden

Anspruchs gege■’einen Dritten durch schriftliche Anzeige an

diesen bewirken kann‚ findet keine Anwendung, wenn wie hier

der Landesfürsorgeverband nach 5 4 Absg 2 THG Hilfe ge—
leistet hat„ In diesen Fällen regeln sich die Ansprüche

nach 5 27 THG (Muthesius/Spahn/Caesar, Recht der Thc—Hilfe,
% 19 Anm° 8)„ ‘
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Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt also davon ab‚

ob B° einen Anspruch gegen die beklagte Kasse auf Er—

lxsatz der Kosten der Heilbehandlung hatte° Nach % 4 Abso2
der l2„ Verordnung zum Aufbau der Sozialversicherung

i„doF„ der 150 Verordnung vom le April 1957 (BGBl I 459)

gelten für die Versicherten nach dem Ausscheiden aus

der VersicherungSpflicht die Bestimmungen der Satzung„

Die Satzung und die sie ergänzenden Versicherungsbe—_

dingungen der Beklagten bestimmen nun allerdings‚ daß

Nichtversicherungspflichtige für sich und ihre anspruchs—

berechtigten Familienangehörigen keine Ansprüche auf

Krankenhauspflege und Heilstättenbehandlung haben,

deren Kosten nach dem THG von anderer Seite zu
tragen*

sind; Durch diese Satzungsbestimmung kann aber nicht die

Regelung des 5 50 THG außer Kraft gesetzt werden, wo-

nach Verpflichtungen Dritter zur Gewährung von Leistun—

gen zur Deckung des Lebensbedarfs durch Ansprüche oder

Leistungen auf Grund dieses Gesetzes nicht berührt wer—

den und entgegenstehende Vereinbarungen unwirksam sind°
Zu den Leistungen zur Deckung des Lebensbedarfs gehören

nicht nur die Ansprüche aus einer privaten Krankenver—

sicherung [Muthesius/Spahn/Caesar, aaO @ 50 Anm„ 2),

sondern auch Ansprüche aus einer Versicherung bei einer

Ersatzkasse° Die autonome Rechtsetzungsbefugnis der

Ersatzkasse ist durch 5 50 Satz 4 THG dahin begrenzt‚
daß wegen der Leistungen oder Ansprüche nach dem THG

die Ansprüche des Versicherten gegen seine Krankenkasse

nicht berührt werden dürfena Ebenso wie nach 5 50 satz 2
THG entgegenstehende Vereinbarungen unwirksam sind,
sind'auch entsprechende Satzungsbestimmungen rechts—

.widrig und nicht anzuwenden° Zwar mag es zulässig sein, D‘

generell Leistungen, z„B„ für einen Krankenhausaufent—
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halt bestimmter Art ganz oder für eine bestimmte Zeit

auszuschließen, und zwar auch mit der Wirkung, daß

dieser Ausschluß auch für die Erstattungsansprüche des„

Landesi■rsorgeverhandes gelten würde (vgl° hierzu Muthe—

sius/Spehn/Caesar, aaO S 50 Anm„ 2 und die dort abge—

druckte Veröffentlichung des Bundesaufsichtsamts für das

Versicherungs- und Bausparwesen, 1959 8° 195}„ Es ist aber

jedenfalls nicht zulässig, durch die Satzung Ansprüche auf

Leistungen nur für den Fall auszuschließen, daß solche An—

sprüche nach dem THG besteheno '

Da somit das Landessozialamt dem Regierungsobersekretär B„

an Stelle der zur Leistung verpflichteten beklagten Ersatz—

kesse stationäre Behandlung gewährt hat, ste]cn dem Kläger

nach S 27 Abs° l THG Erstattungsansprüche in entsprechender

Anwendung des @ 1551 EVO zug Die beklagte Ersatzkasse muß da—

her für die Kosten der Heilbehandlung aufkommen? Demgemäß sind

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die Beklagte an—
tregsgemäß zu verurteilen„

Die Kostenentscheidung ergeht nach 5 195 Abs„ 4 SGG„
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